
BERLIN, 2. Februar
Daß sich seit der Bildung der großen

Koalition der Stil der politischen Ausein-
andersetzung verändert habe, hat Hans-
Jochen Vogel wahrgenommen – als eine
Wohltat, wie er es schildert. Der frühere
SPD-Vorsitzende war – und ist – gewiß
kein Mann, der dem Streit aus dem Wege
ginge. Ehedem schien es, als könne er sich
wie auf Knopfdruck empören. Die Fähig-
keit hat er behalten, auch wenn andere So-
zialdemokraten seiner Generation zuletzt
eine Altersmilde an ihm bemerkten. Doch
hatte er sich stets bemüht, Polemik um ih-
rer selbst willen zu vermeiden, was auch da-
mit zusammenhängen mag, daß sein jünge-
rer Bruder Bernhard der CDU angehörte
und Ministerpräsident (zunächst in Rhein-
land-Pfalz, später in Thüringen) war.

Mindestens einen Teil der Politikver-
drossenheit führt der ältere Vogel, der an
diesem Freitag vor 80 Jahren in Göttingen
geboren wurde, auf jene Form der Ausein-
andersetzung zurück, die nun einer sachli-
chen Debatte weiche. Gern bezeichnet er
die Ursache der Entwicklung, die große
Koalition, als eine „List der Vernunft“.
Angesichts der Anforderungen, vor de-
nen die Politik stehe, hält er das Bündnis
der Volksparteien auch für angemessen.

Vor mehr als elf Jahren ist Vogel aus
der aktiven Politik, in seinem Fall aus

dem Bundestag, ausgeschieden, was frei-
lich nicht ausschloß, daß er ein gefragter
Mann blieb. Sogar als Bundeskanzler
Schröder und der SPD-Vorsitzende Mün-
tefering im Mai vergangenen Jahres die
vorzeitige Auflösung des Bundestages
verabredet hatten, war das der Fall.
Schröder rief an jenem Sonntag der
nordrhein-westfälischen Landtagswahl
bei ihm an, die Gründe zu erläutern – da
war die Entscheidung schon gefallen. Vo-
gel war zunächst skeptisch, was mit den
Umständen zu tun hatte, unter denen
Helmut Kohl 1983 die Auflösung des
Bundestages betrieben hatte. Nun aber
sah er, daß die Alternativen – Weiterquä-
len der rot-grünen Koalition gegen den
schwarz-gelben Bundesrat oder auch
Rücktritt des Kanzlers – noch schlechte-
re Lösungen seien. Über das Ergebnis je-
ner Entscheidung klagt er nicht, und
auch die SPD sei – dank des Wahlkamp-
fes – aus der Depression gekommen. Kri-
tisches über die Vergangenheit scheint
er in Lob über die Gegenwart zu klei-
den. Matthias Platzeck sei der richtige
Mann an der Parteispitze, auch deshalb,
weil sich nun nicht wiederholen werde,
daß grundsätzliche Entscheidungen –
wie die „Agenda 2010“ – zuerst im Bun-
destag und erst danach einem SPD-Par-
teitag vorgetragen würden.

In seinen Jahren als Fraktionsvorsitzen-
der der SPD im Bundestag (von 1983 bis
1991) und dann auch als Parteivorsitzender
(1987 bis 1991) hatte Vogel einen anderen
Führungsstil gepflegt, der ihm zwar Kritik
(„Klarsichthüllenregiment“) einbrachte,
der Lage und der zunächst neuen Oppositi-
onsrolle aber angemessen war: Die Mei-
nungsbildung wurde wie in einem Regie-
rungsapparat bürokratisiert. Über Allein-
gänge des Vorsitzenden konnte sich keiner
beschweren, was freilich nicht bedeutete,
daß Vogel ohne Vorgaben und Grundsätze
geführt hätte – und sei es gegen den eigenen
Kanzlerkandidaten (Lafontaine, 1990) und
dessen Deutschland-Politik. Im Kern aber
war es Vogels Verständnis von Pflichtbe-
wußtsein, das ihn von den Jüngeren, die
vom linken Parteiflügel kamen, unter-
schied. Sie mögen das als bigott wahrgenom-
men haben – seine Pünktlichkeit und sei-
nen Hang zur Genauigkeit, die den Prädi-
katsjuristen auszeichneten. Zu Beginn sei-
nes Wirkens in der Politik wurde er vom Er-
folg verwöhnt: Mit gerade 34 Jahren wurde
er in München – das war 1960 – zum jüng-
sten Oberbürgermeister einer europäi-
schen Millionenstadt gewählt. 1966 wurde
er in direkter Wahl mit 77,9 Prozent bestä-
tigt. Er trug maßgeblich dazu bei, die Olym-
pischen Spiele 1972 nach München zu ho-
len. Als sie dann begannen, war er – wegen
heftiger Querelen in der städtischen SPD –

soeben aus dem Amt geschieden. Damals
war Vogel ein Mann des rechten Parteiflü-
gels.

Vogel wurde Bundespolitiker. Brandt
machte ihn zum Wohnungsbauminister,
Schmidt später zum Justizminister. Ver-
geblich kandidierte er in Bayern als Spitzen-
kandidat (1972). 1981 wechselte er von
Bonn nach Berlin – wegen einer Senatskri-
se dort als Regierender Bürgermeister. Bei
den Wahlen zum Abgeordnetenhaus unter-
lag seine SPD der CDU Richard von Weiz-
säckers. Ein gutes Jahr später wechselte er
zurück nach Bonn. Nach dem Zerfall der
SPD/FDP-Koalition und der Wahl Kohls
zum Bundeskanzler 1982 hatte Vogel Kanz-
lerkandidat der SPD zu werden und 1983 in
eine nicht zu gewinnende Schlacht zu zie-
hen. Seine 38,2 Prozent nehmen sich aus
heutiger Sicht respektabel aus. Doch blieb
es sein einziger Versuch, Bundeskanzler zu
werden. Vogel, an sich ein Mann der Exeku-
tive, wurde Oppositionspolitiker. In seine
Zeit als SPD-Vorsitzender fiel die Beschluß-
fassung über ein neues Grundsatzpro-
gramm (Berlin, 1989) und die Vereinigung
der westdeutschen SPD mit der jungen ost-
deutschen SPD-Organisation (1990). Vogel
organisierte seinen Rückzug aus den Spit-
zenämtern selbst – nicht hinausgetrieben
von anderen. Die erste Verfassungsreform
nach der Vereinigung Deutschlands prägte
er. Von der zweiten hofft er, daß sie gelinge.

G.H. Manchmal eilt es in der Politik,
auch wenn sachlich kein Grund dafür
besteht. Man hätte noch einige Monate
darüber nachdenken dürfen, ob man in
sechs Jahren mit der Erhöhung der Le-
bensarbeitszeit beginnen und sie in 24
oder in 30 Jahren abschließen soll. Daß
der Beschluß jetzt dennoch eilig war, hat
andere Gründe. Der Vizekanzler wollte
zeigen, daß er die Nummer eins der SPD
im Kabinett ist; daraufhin mußte die Kanz-
lerin zeigen, daß in der Regierung sie die
Schrittmacherin überhaupt ist. Nachdem
Müntefering die SPD überrumpelt hatte,
wollte er sich schon gar nicht von Seeho-
fer noch dreinreden lassen. Da traf sich
sein Interesse mit dem der Kanzlerin –
und schon war ohne vorherige lange Res-
sortabstimmung ein schnelles Meinungs-
bild im Kabinett möglich, so schnell, daß
selbst der Chef des Kanzleramtes nicht
ganz im Bilde war. Das ist kein großes Mal-
heur, Kanzleramtsminister haben zu die-
nen. Wichtiger ist, welche Folgerungen
der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Kau-
der aus der Geschichte zieht. Er hatte See-
hofers Einwand geteilt – und muß sich
nun unbeachtet fühlen. In der ersten gro-
ßen Koalition haben die Fraktionsvorsit-
zenden Barzel und Schmidt nicht so mit
sich umspringen lassen.

D.D. Wann immer Ministerpräsident
Oettinger mit Bischof Fürst oder dieser
mit Oettinger und/oder auch mit Mini-
ster Renner worüber gesprochen haben
will – über Familienpolitik im allgemei-
nen, den Fehlstart des flamboyanten So-
zialministers im besonderen oder dessen
Entgleisung, der Bischof möge doch
selbst anfangen, Kinder zu zeugen, im
speziellen –, bislang will sich aus der
Kombination von Gesprächsinhalten
und Daten kein widerspruchsfreies Bild
ergeben. Daher ist es bis auf weiteres ab-
wegig, aus dem Tohuwabohu der Mel-
dungen den Schluß zu ziehen, es würden
bewußt falsche Angaben gegeneinander
in Stellung gebracht – von der Diözese,
um den Verdacht zu zerstreuen, einen
unliebsamen Minister gestürzt zu haben,
von der Regierung, um den Verdacht zu
zerstreuen, von der Kirche unter Druck
gesetzt worden zu sein. Fest steht bis
jetzt nur, daß der fragliche Satz Renners
unter Mißachtung der für ein Hinter-
grundgespräch geltenden Regeln zu ei-
nem Zeitpunkt an die Öffentlichkeit ge-
langt ist, der geeignet schien, Oettinger
schwer zu schaden. Auch daran mag je-
mand interessiert gewesen sein. Was an
der Kirche hängenbleibt, wird sich noch
herausstellen.

Dt. Was im jüngsten Wahlkampf
schiefgelaufen war, das war für die mei-
sten CDU-Anhänger mit bloßem Auge
zu erkennen. Was aber eigentlich in der
Abgeschiedenheit der Wahlkabinen pas-
siert, davon vermittelt regelmäßig – mit
mehrmonatiger Verzögerung – erst die
repräsentative Wahlstatistik des Bundes-
wahlleiters ein etwas schärferes Bild.
Wie sich die Stimmen der einzelnen
Altersgruppen auf die Parteien (bezie-
hungsweise auf die „Partei“ der Nicht-
wähler) verteilen, wie vom Stimmensplit-
ting Gebrauch gemacht wurde, ob es
geschlechtsspezifische Präferenzen für
einzelne Parteien gab – das können die
Wahlstrategen aller Couleur der jüng-
sten Statistik entnehmen. Daß sich die
Linkspartei in Ostdeutschland mit Gysi
und Lafontaine an der Spitze in allen Al-
tersklassen auf rund ein Viertel der Wäh-
ler steigern konnte, ist schon keine Über-
raschung mehr. Hinzu kommt nun, daß
von den ostdeutschen Männern unter 25
Jahren fast jeder zehnte seine Stimme
der NPD gab – einer Partei, die „das Sy-
stem“ ablehnt und ihre Anhänger sekten-
artig zusammenschweißt. Niemand soll-
te sich deshalb der Illusion hingeben,
daß sich die Erziehung zum Kollektiv
biologisch erledigt.

Wer als Kabinettsmitglied das besonde-
re Vertrauen des Regierungschefs ge-
nießt, ist Rücktrittsforderungen der Oppo-
sition in besonderem Maße ausgesetzt.
Denn diese versucht damit, indirekt den
Mann (oder die Frau) an der Spitze zu tref-
fen. Volker Bouffier war 1999 von Roland
Koch kaum zum hessischen Innenminister
berufen worden, als die rot-grüne Opposi-
tion auch schon seinen Rücktritt verlang-
te – wegen einer Sache, die nichts mit sei-
ner Regierungs-, sondern mit seiner An-
waltstätigkeit zu tun hatte und zwei Jahre
zurücklag. Die Art und Weise, wie sich
Koch selbst damals im Parlament für Bouf-
fier in die Bresche schlug, ließ erkennen,
daß die beiden mehr als nur politische
Freundschaft verbindet.

Angesprochen ist damit der legendäre
„Andenpakt“, den einige Mitglieder der
Jungen Union 1979 bei einer Reise nach
Südamerika schlossen – mit dem Ziel, ge-
meinsam ihre politischen Altvorderen das
Fürchten zu lehren, die Partei zu moderni-
sieren und führende politische Ämter zu
erobern. Die hessische Filiale dieses An-
denpakts war die „Tankstelle“, benannt
nach einer Autobahnraststätte in der Wet-
terau. Dort trafen sich Volker Bouffier,
Roland Koch, Franz Josef Jung, Karlheinz
Weimar, Jürgen Banzer – Politiker, die
man inzwischen aus Kochs beiden Kabi-
netten kennt.

Daß Bouffier, obwohl Anführer der
Gruppe, bei der Kandidatenfrage für die
Wahl 1999 das Feld Koch überließ, lag dar-
an, daß er diesem größere Chancen ein-
räumte. Koch dürfte sich dessen erinnern,
wenn er einmal einen Nachfolger sucht.
Bouffier erhielt 1999 mit dem Innenmini-
sterium ein wichtiges Ressort, das im be-
sonderen Blickpunkt der Öffentlichkeit
stand – verdankte die CDU doch ihren
Wahlsieg auch der strittigen Kampagne
„Für Integration und gegen doppelte
Staatsbürgerschaft“.

Bouffier, geboren 1951 in Gießen, Ju-
rist, politisch erfahren in vielen regiona-
len Partei- und Wahlämtern, ehemaliger
Justiz-Staatssekretär im CDU/FDP-Kabi-
nett Wallmann/Gerhardt, erschien dem
Ministerpräsidenten als der richtige Mann
für eine pragmatische Innenpolitik, die
das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung
mit sozialem Gespür verbindet. Die Poli-
zei wurde besser ausgestattet, Wachpoli-
zei und Freiwilliger Polizeidienst kamen
hinzu, Schleierfahndung und Videoüber-
wachung wurden eingeführt und kommu-
nale Präventionsräte vorgeschrieben. Von
Bouffier gingen zahlreiche Initiativen aus,
die er mit abwägender Eloquenz propa-
gierte.

In den vier Jahren der Koalition mit der
FDP hatte der Partner wenig Anlaß, den
Minister zurückzurufen, der sich nie als
Haudrauf gerierte. Und auch jetzt in den
Zeiten der CDU-Alleinregierung über-
läßt die FDP die Kritik weitgehend Rot-
Grün. Die FDP steht auch dem Plan Bouf-
fiers, die Einbürgerung von Ausländern
mit der Pflicht zum Besuch von Integra-
tionskursen zu verbinden, positiv gegen-
über, weil damit der Bildung von Parallel-
gesellschaften entgegengewirkt werde.
Keiner gibt sich dabei der Illusion hin,
man könne so den islamistischen Extre-
mismus eindämmen. Vor ihm warnte
Bouffier schon vor dem Anschlag in New
York. Der islamistische Terror war und ist
seine größte Sorge.

 BERND HEPTNER

ROM, im Februar
Den Führern der italienischen Linkspar-

teien ist die gute Stimmung vergangen.
Mißmutig sitzen sie bei ihren Treffen unter
Leitung des Oppositionssprechers und
Spitzenkandidaten Prodi herum und re-
den empört über Ministerpräsident Berlu-
sconi. Der wiederum zeigt gute Laune und
spricht vom wahrscheinlichen, sicheren
Sieg seines Parteienbündnisses der rech-
ten Mitte – des „Hauses der Freiheiten“
(CdL) mit seiner „Forza Italia“, den
Rechtsnationalen von Außenminister
Fini, den Christlichen Demokraten der
UDC unter Cesa und Casini sowie der
„Lega Nord“ – bei den Parlamentswahlen
am 9. April. Man weiß nicht genau, was
ihn zu diesem Optimismus bringt. Die Er-
folge seiner Amtszeit seit Juni 2001? Die
Umfrageergebnisse und die Wahlprogno-
sen? Das Verblassen seiner Schwierigkei-
ten mit der Justiz? Die beträchtliche Steige-
rung, wie einige vorrechnen, seines Privat-
vermögens in der Zeit als Regierungschef?
Die Einschaltquoten seiner drei nationa-
len Privatsender? Was ihm die Opposition
ankreidet, mehrt nicht ihre Siegeszuver-
sicht und mindert nicht die Siegesgewiß-

heit des Regierungschefs. Berlusconi freut
sich darüber, daß seine Gegner immer sar-
kastischer mit ihm umgehen und er – die
Linksintellektuellen warnen seit langem
vor dieser Gefahr – deshalb bei seinen Ge-
folgsleuten, also der Mehrheit der Wähler
von 2001 und der Parlamentarier seitdem,
mit noch größerer Loyalität rechnen darf.
Je böser die Linke Berlusconi angreift –
Prodi warf ihm jüngst an den Kopf, er sei
ein Fall für den Psychiater –, desto weniger
wollen die Anhänger der rechten Mitte ihn
geschmäht sehen; es sei denn, sie neigten
auch dieser Meinung zu; dann hätten sie
sich geirrt und müßten es eingestehen.
Also entscheidet die Psychologie, die „Ege-
monia psicologica“, die Herrschaft über
Seelen und Stimmungen, die Wahlen.

Kennzeichnend für die Zerrissenheit im
Urteil über Berlusconi ist der Streit über
die Länge der Legislaturperiode und das
Datum der Wahlen. Beides ist abhängig
von der Entscheidung des Staatspräsiden-
ten Ciampi und dem Vorschlag des Regie-
rungschefs. Es schien, daß man sich vor eini-
ger Zeit auf den 9. April geeinigt hatte,
auch um zu vermeiden, daß die Auflösung
des Parlaments und das Ende der siebenjäh-

rigen Amtszeit des Staatspräsidenten zu-
sammenfallen. Plötzlich wollte Berlusconi
beide Kammern des Parlaments noch zwei
Wochen länger arbeiten lassen. Die Koaliti-
on wollte damit ihren nach wie vor beste-
henden Zusammenhalt demonstrieren und
noch einige wichtige Gesetze für eine gün-
stige Leistungsbilanz verabschieden. Die
Opposition protestierte, weil sie etwa eine
Verschärfung der Gesetze gegen Rausch-
giftkonsum ablehnt. Aus zwei Wochen
mehr Parlamentsarbeit und dem Wahlda-
tum entstand in der öffentlichen Wahrneh-
mung zuerst ein schwerer Konflikt zwi-
schen Ciampi und Berlusconi, dann eine
Fehde zwischen Koalition und Opposition,
letztere sprach von der Mißachtung der De-
mokratie. Bisweilen scheint es, daß Staats-
präsident und Regierungschef nur noch mit
Hilfe von Fachjuristen und Notaren mitein-
ander verhandeln können – so wurden jetzt
die endgültige, schriftliche Einigung auf
den 9. April für die Wahlen und den 11. Fe-
bruar für die Auflösung des Parlaments dar-
gestellt.

In der Darstellungskunst scheint Berlu-
sconi überlegen zu sein. Auch seine Gegner
hatten ihm bisher großes Kommunikations-

talent attestiert. Nun tritt er als Unterhal-
tungskünstler auf. Da geht er medienwirk-
sam und schlagzeilenträchtig zur römischen
Staatsanwaltschaft, um als guter Bürger
sein möglicherweise brisantes Wissen über
eine Verwicklung führender Linksdemo-
kraten (DS) in etwaige Unregelmäßigkei-
ten des Genossenschaftskonzerns „Uni-
pol“ kundzutun. Die DS-Chefs, Fassino
und D’Alema, zeigten sich beleidigt und
empört; die Öffentlichkeit fragte sich:
„na?“; die Staatsanwälte wiegelten ab:
„nichts rechtlich Wesentliches“. Doch Ber-
lusconi hatte seine Show. Zum Brechen, sa-
gen die Linken. Für diese Meinung müssen
sie allerdings nun noch die Leute der Mitte
gewinnen. Oppositionsführer Prodi ist es
nicht geheuer, daß Berlusconi die Lacher
auf seine Seite zieht; zudem muß er mit Ra-
dikalen, Kommunisten und Unzufriedenen
unter linkskatholischen Christdemokraten
der Udeur in seiner Links-„Union“ zurecht-
kommen. Die lockere, schlagfertige Unter-
haltung nach Art Berlusconis steht Prodi
nicht zu Gebote. Vielleicht weicht er des-
halb einem Fernsehduell mit Berlusconi
noch aus. Der Wahlkampf geht jetzt erst
recht um die psychologische Vorherrschaft.

N un ist zu übersehen, welche Korrektu-
ren der Rat für deutsche Rechtschrei-

bung an der Neuregelung der Rechtschrei-
bung empfiehlt, um das Sprachvolk mit
dieser seit langem strittigen Neuregelung
zu „versöhnen“. Was da vorgeschlagen
wird, ist mager. Der Rat korrigiert einige
Einzelfälle und erweitert die bereits durch
die Neuregelung vermehrten Schreibva-
rianten ein und desselben Wortes noch
einmal. Die herkömmliche Rechtschrei-
bung bleibt jedoch der Neuregelung wei-
terhin überlegen.

Das vom Rat verursachte Flickwerk,
bei dem nichts mehr zusammenpaßt,
führt auch in reformfreudigen Kreisen zur
Ablehnung der zerfledderten Neurege-
lung. Der schweizerische Dachverband
der Lehrer urteilt vernichtend: In der vom
Rat empfohlenen Fassung sind die Regeln
in den Schulen kaum mehr zu vermitteln.
Es sei weitaus öfter als bisher notwendig,
die richtige Schreibweise nachzuschlagen
– „oft genug mit enttäuschendem Ergeb-
nis“, weil verschiedene Schreibweisen zu-
gelassen sind. Die Variantenschreibung

wird allerdings von der Druckindustrie
von jeher abgelehnt, weil sie die Kosten
treibt.

Der Rat hat wesentliche Teile der Neu-
regelung gar nicht erst überprüft. Die
Laut-Buchstaben-Zuordnungen, um ein
Beispiel zu nennen, hätten jedoch eine
Überprüfung nötig. Dazu gehören die un-
nötigen Veränderungen gewohnter Wort-
bilder aufgrund volksetymologischer Ab-
leitungen wie Quäntchen, wiederbelebte,
längst verblichene Beziehungen wie be-
hände, willkürlich herausgepickte Stamm-
schreibungen wie Stängel, die pedantische
Dreikonsonantenregel wie in Schifffahrt,
die in der Schweiz zurückhaltender ge-
handhabte Eindeutschung: Communiqué
ist für Schweizer nicht „alte“, sondern ein-
zig mögliche Schreibung.

Bei der Groß-/Kleinschreibung, die
vom Rat nun in Teilen nochmals über-
prüft und voraussichtlich geändert wird,
sind weitere strittige Einzelheiten zu unter-
suchen: heute Abend/Freitagabend, im
Voraus, des Weiteren, auf dem Laufen-
den, das 8-Fache, Ultima Ratio und ande-
res mehr.

Die von der völlig zerstörten Systema-
tik erzeugte Verunsicherung (mehr Ge-
trennt- und Großschreibung, mehr ä, aber
wo?) führt zu Übergeneralisierungen bei
denen, die täglich Texte schreiben (müs-
sen): Ernst nehmen, Offside verdächtig,
Sinn entstellend, hinweg setzen, sicher stel-
len, zurück zu geben, entgegen gebracht,
wer Schuld ist, Beides, so viel ich weiß und
so weiter; da sind bereits Dutzende Male
Aufwändungen und vereinzelt auch schon
notwändig, auswändig, inwändig zu fin-
den.

Dramatisch ist, daß die Neuregelung
solche Schäden anrichtet, ohne dabei we-
nigstens ihr Ziel zu erreichen. Nach Un-
tersuchungen und Erfahrungen in Schu-
len machen Schüler genau wie die Jour-
nalisten nicht weniger, sondern mehr
Fehler.

Zusammen mit dem gigantischen, in
die Milliarden Euro gehenden Aufwand,
der für die Neuregelung betrieben worden
ist und weiter betrieben wird, ergibt sich
damit ein höchst unvorteilhafter Befund.
Das Fiasko könnte kaum größer sein.

Wie wird sich die Rechtschreibung an-
gesichts der unklaren Regeln und der Va-
riationsmöglichkeiten weiterentwickeln?
Ist der Staat noch in der Lage, den Wirr-
warr zu bereinigen, oder sollte er nicht –
wie der Dachverband der Schweizer Leh-
rer zu erwägen gibt – „das Geschäft lieber
den professionellen Marktführern überlas-
sen“? Auch dessen Folgen sollten die
Ratsmitglieder bedenken: „Die weitaus
größte Normierungswirkung dürfte in der
Entscheidung liegen, was Windows in sein
Rechtschreibprogramm übernimmt“, sagt
der Lehrerverband voraus.

Die Reform sollte für gescheitert er-
klärt und abgebrochen werden; aus
„Staatsräson“ (Johanna Wanka) ist dies
angeblich nicht möglich. Zumindest muß
der Marsch unterbrochen und die Neure-
gelung sprachwissenschaftlich und ohne
künstlichen Zeitdruck überprüft werden.
Für die Schüler ist dies das kleinere Übel,
als „Fehler“ angestrichen zu bekommen,
die sie in der Literatur und in namhaften
Zeitungen täglich lesen können.
Der Verfasser ist Direktor der Schweizerischen De-
peschenagentur.
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